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Anzeigeblatt für die sozialen und wirtschaftlichen Bedürfnisse der Beamten / Beilage zur Karlsruher Zeitung , Badischer Staatsauzetg «
Organ verschiedener Beamten -Vereinigungen .

Mr. 47 D « » U « r SrtzHeint j» »n Mittwoch mit km» onch ob», di« Karlsruher z«itnng « iuzelnfürS Morl für jed« Ausgabe , manailtch für IS Mark zuzüglich Porto, vom Verlag«« Lilsoch» t. B ., « arlfri -drtch- rnj» 11 , stot Mn allen Paftantzälten bergen werden . 29 . Nov . 1922
-V,

MlgemeMe».
□ Zum Prnsionsergäuzungsgesetz

(Badisches und Reichs-Gesetz ) .
I . Mit der 7. Ergänzung des Besoldungsgesetzes ist unter

anderem auch die Anfügung folgenden Absatzes an 8 6 des
PenfionSergänzungsgn ' etzes beschlossen worden :

»Sofern das Ruhegehalt , Wartegeld oder Witwengeld
nach den Vorschriften über das Ruhen dieser Bezüge
teilweise ruht , wird jedoch der Teuerungszuschlag zu
dein nicht ruhenden Teile gewährt ."

Zum Verständnis über die Bedeutung dieser Änderung oder
«Ergänzung sei folgendes auseinandergesetzt :

DaS Recht auf den Bezug der Pension ruht unter bestimm¬
ten Voraussetzungen und zwar dann , wenn und solange ein
Penisionär im Reichs - oder Staatsdienst ein Dienst¬
einkommen bezieht, insoweit als der Betrag dieses neuen Dienst¬
einkommens unter Hinzurechnung der Pension den Betrag
des von dem Beamten vor der Pensionierung be¬
zogenen Dunsteinkommens übersteigt (8 67 des Reichsbeamten -
ges -des u . § 51 Ms . 1 Ziff . 3 des bad. Beamtengesetzes in der
Onrch das Ges. vom 15. Dezember 1921 <G . u . VW . 1922 S . 21 )
Gewirkten Fassung) .

Beispiel : Ein Beamter der Gruppe XII (Oberregie -
Mungsrat oder dergl . ) hatte bei seiner Zuruhesetzung ein Dienst¬
lern kommen von monatlich 46 000 M . (Grundgehalt ) , wozu ein
Muhegehaltsfähiger Ortszuschlag von 4600 M . tritt , im ganzen
Slso 49 -500 M . -Daraus berechnete sich fein Ruhegehalt bei

9 Dienstjahren mit 30/60 auf 24760 M . Als Ruhegehalts -
stmpfänger wird er wiederverwendet im Staatsdienst und be¬
zieht nun neben der Pension ein neues Diensteinkommen von
M000 M . Der Teuerungszuschlag

' beträgt 30 v . H. Hier
,nb folgende Feststellungen zu machen :
rüher 49500 M . Ruhegehalt 23750 M . jetzt 26000 M.

+ 9900 M . Tener .-Zuschl . 4950 M . + T .- Z . 5200 M.
59400

'
M . , 29700 M . 31200 M.

Nach der bisherigen Regelung ruht der Teuerungszuschlaq
n 4960 M ., da der zu dem neuen Einkommen von Al 000
ork gehörige (6200 M . ) hoher ist . Das neue Dßensteinkom-

lmen und Ruhegehalt zusammen betragen
<26000-^24750) - 50750 M.

gegenüber dem ruhegehaltsfähigen Einkommen
vor der Zuruhesetznng von 49500 M.

mehr
"

1250 M .
Um diese 1250 M . inützte nunmehr der Ruhegehalt gekürzt
werden, es verblieben demnach vom Ruhegehalt zu zahlen
24750 - 1250 = 23500 M ., int ganzen bezog der Beamte also
neben seinem neuen Diensteinkommen von zusammen :
31200 M . nur 23500 M . Ruhegehalt <im ganzen 54700 M -),
er blieb daher um 3700 M - hinter seinen früheren Bezügen
(59 IM M -) zurück . Würde der Teuerungszuschlag aber nicht
20 sondern 400 v . H . betragen haben , so hätte sich bei Gegen¬
überstellung der Bezüge wie oben dargetan , für den Beamten
Logar ein Ausfall von 94MMM . ergeben.

Diesem Mitzstand, der bei hohen Teuerungszuschlägen auf »
Jritt , hilft die eingangs vermerkte Gesetzesänderung ab. .
» In dem angeführten Beispiel bleibt die Berechnung bis zur
Jseststellung des gekürzten Ruhegehalts gleich . Der Pensionär
Wljält demnach den nicht ruhenden Teil seines Ruhegehalts
pB3600 M . ) . Dazu kommt aber noch der ^Teuerungszuschlag
von 30 v . H . aus 23 600 M . = 4700 M . Sein »Gesamteinkom-
tneit setzt sich hiernach zusammen aus 31 200+ 03 500 + 4700
— 50400 M . Damit erreicht der Beamte das Einkommen -der
früheren Stelle .

II . Bon erheblicher -Bedeutung ist auch die E r hö h u n g d e 9
Hundertsatzes des Witwengeldes , nämlich von 40
ans 60 v . H . Damit hat es folgende Bowanütnis :

Nach dem bad . Pensionsergänzungsgesetz vom 2. März 1921
in der Fassung des Gesetzes vom 31 . Mai 1922 (G . u . BBl .
S . 470 ) hat der Teuerung Zuschlag jjim Witwengeld die
Hälfte des Betrags ausgemacht, der dem Bearuten nach sei¬
nem ruhegehaltsfähigen Diensteinkommen in der von ihm zu¬
letzt bekleideten Stelle als T e u e r un g s z u s ch l a g zustehen-
würd -e, wenn der Bea » 6 - im Zeitpunkt seines Allsscheidens
nach dem Besoldungsgesetz vom 21 . -Mai 1920 in der durch die
späteren Änderungen ergänzten Fassung besoldet gewesen wäre .

Beispielsweise erhielt demzufolge die Witwe eines
H a u p t I e h r e r s , dessen ruhege^ rltsfähiges . Diensteinkom-
men 3l> 060 M . betragen hat und der am 1. November 1921
gestorben ist als Teuerungszuschlag 20 v . H . (dem

^damals für
iaktive Beamte matzgebenden Hundertsatz des Teuerungszu -

26060
sihlagS ) aus - - - - - — 2606 M ., ihr Witwengeld belief sich auf
8618 M . (30 v . H . aus 12060 M .) , die Gesamtbezüge also auf
3224 M. Hier steht Witwengeld und Teuerungszuschlag noch
in einem erträglichen Verhältnis zu einander . Dieses Ver¬
hältnis zwischen Witwengeld und Teuerungszuschlag gestaltet
sich jedoch zu einem . wÄt krasseren, wenn der Beamte etwa im
September 1922 ausgeschieden ist . Das ruhegehaltsfähige
jDieusteinkommenhat sich nach de>m damaligen Stand der lBesol -
dungsgesetzgebung -belaufen auf 32680 M ., zu dem ein Teue -
rungSzufchlag trat für die ersten 10000 M . von 777 v. H. =
,77 700 M ., für die restlichen 22680 M . von 677 v . H . =
163 543,60 M ., zusammen 231 243,M M . , abgerundet 231244
Mark . Der Teuerungszuschlag zunr Witwengeld be¬
trägt die Hälfte — 115 622 M ., das Witwengeld selbst
«aber riur 30 v . H„ aus 32680 — 9804 M.

lim dieses Mißverhältnis zwischen Witwengeld und Teue¬
rungszuschlag zu beseitigen, wurde , neuerdings bestimmt, daß
der Teuerungszuschlag zum Witwengeld künftig au »
b e m Witwengeld nach den gleichen Grundsätzen berechnet
wird , wie der Teuerungszuschlag des aktiven Beamten aus dem
jDiensteinkommen und der Teuerungszuschlag des Pensionärs
aus dem Rühegehalt . Stirbt heute ein Inhaber des Endge¬
halts der Gruppe VII mit einem ruhegehaltsfähigen Einkom»

von m o n a t l i ch 27100 M ., so hätte die Witwe ein
Witwengelde von 40 v. H. — 10 840 M ., und nach den frühe¬ren Bestimmungen über die Berechnung des Teuerungszu -
schlage einen solchen von
87100x120~~

2xl0Ö
— ^ 16260 M ., demnach im ganzen 2710VM .* er¬

halten .
* Daß die Gesamtbezüge gerade wieder den Betrag des ruhe¬

gehaltsfähigen Einkommens ausmachen , beruht auf deck»
Zufall , daß augenblicklich ein T .-Z .-Hündersatz von 120 fest¬
gesetzt ist .

Nach der geänderten Berechnungsweise des Teuerungszu -
10840x120

schlags hätte sie aber an T .-Z .- - — - = 13008 M . zu er¬
halten ; dazu das Witwengeld mit 10840 M,, zusammen 23848
Mark ; verglichen mit dem zuerst errechneten Betrag von 27100
Mark ergäbe sich demnach «ine Verschlechterung der Witwen¬
bezüge um 3052 M . Dies kann aber nicht im Willen des Ge¬
setzgebers liegen. Au» diesem Grund und im Hinblick auch auf
die geänderten wirtschaftlichen Verhältnisse ergab sich die Not¬
wendigkeit eines Ausgleichs, der darin gesunden worden ist,
» atz man den Hundertsatz des Witwengeldes
von40 auf 60 erhöht hat .

Auf obiges Beispiel angewandt ist dann festzustellen : Wit¬
wengeld : 60 v . H . aus 27 IM M . — 16260 M ., Teuerungszu -
Mag : 120 v . H. aus 16260 M. = 19512 M ., im ganzen
35 772 M.

Die Erhöhung der Beamteubezüge .
Im Haushaltsausschutz des Reichstags erklärte die

Regierung -bei der Beratung der neuen Erhöhung der Be¬
amtenbezüge , daß die Heraufsetzung des Teuerungszu¬
schlages um 71 auf 130 Prozent angemessen erscheine .
Auch die Erhöhung des Frauenzuschlages um 1000 M . monat¬
lich fei erforderlich geworden. Der Ausschuß ermächtigte die
Regierung zur schleunigen Auszahlung der erhöhten Bezüge
und nahm schließlich eine Resolution an , wonach die gesetzlichen
Beihilfen für die Kriegsteilnehmer von 1864. 1866, und 1870/71
angemessen erhöht werden sollen .

A Eine neue Besoldimgs gruppenderteilung .
Bei der II . Beratung des Entwurfs einer 7. Ergänzung des

Besoldungsgesetzes (Oktober-Regelung ) im Reichstag machte
der Abgeordnete Eichhorn i-b . k. P .) darauf aufmerksam ,
daß man in Beamtenkreisen gehofft habe, es würde der Ver¬
such gemacht , mit dem alten Flickwerk von einem halben Dut¬
zend Ergänzungen zum Besoldungsgesetz aufzuräumen , d. h.
eine gründliche Umgestaltung der Besoldungsordnung vor¬
zunehmen ; statt dessen habe -man eS aber in dem Aufbau der
Gehälter , in der Gnteilung der Gruppen vollständig beim
alten gelassen und das stürmische Verlangen der Beamten , da»
seit Jahren auf eine andere Gruppeneinteilung gerichtet ist,
sei wiederum unberücksichtigt geblieben. Eichhorn brachte dar¬
auf einen Antrag (Eichhorn, Koener, Thomas ) zur Sprache ,
der eine neue Gruppeneinteilung nach folgendem
'Muster vorsieht :

A Bei den aufsteigenden Gehältern :
Gruppen II bis III werden zusammengelegt als

Gruppe I 20 0M bis 28 000 M . monatlich.
Gruppen IV bis VII werden zusammengelegt als

Gruppe II 25 0M bis 32 0M M . monatlich.
Gruppen VIII bis X werden zusammengelegt als

Gruppe III 30 0M bis 40000 M . monatlich.
Gruppen XI bis XIII werden zusammengelegt als

Gruppe IV 35 0M bis 600M M . monatlich.
B!. Beiden Einzelgehältern :

Die Einzelgehälter werden zusammengefaßt in
Gruppe V 50 000 bis 60000 M . monatlich.

Der Antrag wurde abgelehnt , was vorauszusehen war .
Interessant aus der betreffenden Debatte ist aber auch die
Feststellung des AbgeordnetenEichhorn, „man könne Beamte
in den Gehaltsgruppen IT, III und IV doch wahrhaftig nicht
schlechter stellen als ungelernte Arbeiter in der In¬
dustrie. Wenn ein Hilfsarbeiter in der Industrie heute unter
dem Zwang der Teuerung und unter dem Druck der Arbeiter¬
organisationen es bis zu einem Wochenlohn von 3000—4000
Mark , also bis zu einer Monatseinnähme von 18 000—20 0M
Mark gebracht habe, dann müsse man unbedingt auch den un¬
teren Beamtenschichten ein solches Gehalt zubilligen".
(Stenograph . Bericht d . Reichstages der 263 . Sitzung S . 8879.)

O Übersicht der Großorganisationen .
I . Deutscher Beamtenbund DBB — im März

d. I . rund 11M 0M Mitglieder , heute nach Gründung
des ADB . noch etwa 800 000 Mitglieder .

II . Allgemeiner Deutscher Deamtenbund —
ADB .— ' st nach seiner Satzung ebenfalls religiös u . partei¬
politisch neutral "

, aber stark links gerichtet, hat sich dem
Aktionsprogramm zur Verteidigung der Republik und
der Grundrechte der Arbeiter ausdrücklich angeschloffen,
das die freien Gewerkschaften (Ziffer IV ) nebst Afa-
Bund (Ziffer VH ) mit den sozialistischen Parteien
(einschl . Kommunisten) aufgestellt haben. Mitglieder :
350 0M. -

-III . Deutscher Gewerkschastsbund — DGB . —
Zusammenfassung der drei Arbeitnehmergruppen (Ar¬
beiter . Angestellte und Beamte ) zum Zwecke der Wahr¬
nehmung der gemeinsamen und besonderen Interessen
der einzelnen Gruppen.
A. Gesamtverband der christl. Gewerkschaften Deutsch¬

lands , Mitglieder : 1260 000 .
B . Gesamtverband deutscher AngestellteMGMerkschaften,

Mitglieder : 5Y0 000 .
C. Gesamtverband deutscher Beambend Staatsangsange -»

ffrüten - Gewerkschasten , MitgiredlM 000# ^ .
IV . Allgemeiner De utsch «Gew evksessa festst ff -

bund (freie — sozialistische «« ivslschaften ) , Mi Mit¬
glieder : 800 000.

V . Gewerkschaftsring > rtLilitssrch «Ar Vkrbrli -c r
Angestellten , und BeäMtenstsoMende (bü ,
gerlich orientiert ) .
A. Verband der Deutschen Gewerkvereine (Hiüsch-Dunk-

ker ) , Mitglieder : 210 000 .
B . Gewerkschastsbund der Angestellten (GdA), Mitglie -

der : 3500« .
<7. Allgemeiner Eisenbahner-Verband, Mitgliedes : 96

VI . Reichsbund höherer Beamten (zählt 98V
bände mit fast 60 000 Mitglieder ) . Gilt eigentlich nicht alz
Großorganisation , da horizontal gegliedert, wird aber zu

allen wichtigeren Verhandlungen der Regierung mit den
Grotzorganisationen zugezogen .

VII . A f a (Allgemeiner- freier Kngestelltenbund), steht Mit
dem Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund (ZisftrIV ) in einem Kartellverhältnis und hat 700

‘
i)00 Mit¬

glieder.

Verhandlungen über die « esatznngSznlage .
Am 16. November fanden die Verhandlungen über die Br-

fatzungszulage statt . Nach siebenmaligen Sonderberatungen
von Regierung und Organisationen wurde gegenüber einem
Angebot der Regierung von 1000 M . folgendes Ergebnis er¬
zielt : Für OrtSklaffae A 3000 M ., für Ortsklasse 8 2?M M»
für Ortsklasse C 2400 M. Kftrderzuschlag 600 M . Anrech¬
nung von örtlichen Sonderzuschlägen oder Grenzzulagen fin -
det nicht statt . Die Neuregelung tritt mit dem 1 . November
in Kraft . #

Erhöhung der Unterstützungsmittel.
Die ursprünglich durch den Reichshaushaltplan für 1922

verstärkten Unterstützungsmittel sind durch das Gesetz , be¬
treffend die Feststellung eines Nachtrags zum Reichshaushalt¬
plan für 1922 vom 30. Juni 1922, abermals um IM Mil¬
lionen Mark erhöht worden. Davon sollen 50 Millionen MaÄ
zur Verärkung der Unterstützungsmittel verwendet werden.
Der Reichsfinanzminister hat die Reichsrefforts um Mittei¬
lung ersucht, ob und welcher Betrag von ihnen für das Rech-

'
nungsjahr 1922 als einmaliger außerordentlicher Zuschuß- er¬
forderlich gehalten wird, wieviel laufende Unterstützungsmittel
in den Haushalten der einzelnen Refforts ausgeworfen sind
und wieviel davon am 10. Oktober 1922 noch verfügbar ge¬
wesen sind.

Gesetz über die Lehrerbildung.
Die Abgeordneten Weih, Dr . Goetz, Kopsch , Dr . Peterse »

haben unter dem 23 . Oktober 1922 folgende Interpellation
im Reichstage eingebracht:

Am 26. November 1920 haben die Abgeordneten Weiß und
Hellmann angefragt , wann die Regierung den Entwurf eine»
Gesetzes über die Lehrerbildung vorlegen werde ; sie haben
mit dem Abgeordneten Rheinländer die Anfrage am 26 . Ok¬
tober 1921 erneuert und dahingehend erweitert, daß gefragt
wurde : „In welcher Weise gedtnkt die Reichsregierung den
Artikel 143 Abs . 2 der Verfassung durchzuführen? " In bei -,
den Fällen wurde von der Reichsregierung die außerord
liche Dringlichkeit des Gesetzes über die Lehrerbildp'
erkannt , jedoch auf schwierige finanzielle Vorverhani
hingewiesen , welche die Vorlage des Gesetzentwurfs v
ten . Mitgeteilt wurde auch , daß mit Billigung des
kabinetts den Unterichtsverwaltungen der LänderMin Refe»
rentenentwurf zugeleitet worden sei und diese gebeten worden
seien, für den Fall , daß sie sich grundsätzlich

' für die Berufs¬
ausbildung auf einer Hochschule entscheiden, zu einer Reihe
von Fragen Stellung zu nehmen, deren befriedigende Beant¬
wortung für die Verwirklichung des Planes eine unbedingte
Voraussetzung bilde.

Es darf wohl angenommen werden, daß sich dje Länder zu
diesem Entwurf geäußert haben, zumal einige Länder mit
einer Neuordnung der Lehrerbildung vorgegangen sind , ohne
die Vorlage eines Reichsgesetzes abzuwarten.

Die Abgeordneten Külz, Kopsch und Weiß haben deshalb'
am 10 . Mai 1922 unter Hinweis auf die Notwendigkeitei,
einer einheitlchen Behandlung dieser bedeutungsvollen An-
gelegenheit angeftagt , ob die Reichsregierung bereit sei, „mit
Beschleunigung in die gesetzliche Regelung der Lehrerhildunc
einzutreten " . Hieraus wurde von der Reichsregierung er¬
klärt , daß das Reichsministerium des Innern erneut auf eine
baldige Entscheidung des Reichskabinetts hinwirken werde.

Am 11 . März 1922 hat asich der Hauptausschuß des Reichs¬
tags zur Frage der Neuordnung der Lehrerbildung Stellung
genommen und einmütig die Entschließung angenommen :
„Die Reichsregierung wird ersucht , der Unsicherheit über die
Zukunft der Lehrerbildung durch baldige Vorlage eines Leh¬
rerbildungsgesetzes ein Ende zu machen ."

Um die Gefahr einer unheilvollen Zersplitterung
des deutschen Lehrerbildungswesens abzu -wenden und d
heutige , unerträglich gewordene Unsicherheit über die Zukun
der Lehrerbildung zu beseitigen, fragen wir an :

1. Ist die Reichsregierung bereit, dem Reichstag über d
bisher mit den Ländern und den beteiligten mini "
riellen Geschäftsabteilungen geführten Verhandlung
Auskunft zu geben?

2. Ist sie weiter bereit, dem Reichstag Mitteilungen ül
die Mehrkosten zu machen , welche für die Durchführu
des Referentenentwurfes berechnet wurden?

3 . Ist die Reichsregierung noch willens, dem Reichstage
baldigst ein Lehrerbildungsgesetz vorzulegen oder —,
falls sie hiervon Abstand zu nehmen gedenkt —

4. ist sie bereit , die Gründe anzugeben, die sie veranlassen,
die Neuordnung der Lehrerbildung den Ländern zu über¬
lassen und auf die Vereinheitlichung des Lehrerbildun
Wesens im Sinne der Verfassung zu verzichten ?
Verminderung der Zahl der Oberpostdirektionen .

In der Denkschrift über die Vereinfachung und Verbilligung
von Verwaltung und Betrieb der Reichs -, Post- und
Telegraphenverwaltung ist die Verminderung der Zahl der'Oberpostdirektionen von 45 auf 35 als angängig bezeichnet .
Dazu wird bemerkt, daß der Vollzug sich aber nur allmählich
im Verlauf späterer Jahre ermöglichen lassen und im Einzel¬
fall auch davon abhängig sein werde , daß der anderweitigen
Unterbringung des Personals nicht mehr wie jetzt große
Wohnungsschwierigkeiten entgegenstehen . _

Die Verringerung der Zahl der Oberpostdirektionen ch
eine Vergrößerung der Oberpostdirektionsbezirke msts-
Davon erhofft man eine Vereinfachung des Verwalt-,
apparats und insgesamt eine Verminderung der V« ;
tungstätigkeit . Sodann bieten größere Verhältnisse einrp
wisse Gewähr hafür , daß allgemeine Fragen des Wirtsch,
gebiets , besonders der Verkehrsregelung u . ä . nach umfa,
den Gesichtspunkten behandelt werden ; auch sollen durch
Aushebung kleinerer Oberpostdirektionen auch wesentlich ^»
sparniffe erzielt werden.

'
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Was der Beamte benötigt
Sch uh waren

jeder Art, mir Qualitätsware, bittet noch preiswert an
Schuh - Etagen - Geschäft

Telephon 5671 — Ernst Weber — Telephon 5671
Ecke Kriegsstr . u. Bunsenstr. Straßenbahnlinie 4 u. 5-

Aussteuer - Artikel
in reicher Auswahl

Spezial-Etagengeschäft für Stoffe
Heinrich Hilbsrg *ng«st«str. 7
Verschieben Sie
“ä “ Anzug - Stoffen

I Ceupon Je I Anzug von 7000 Mark an
Große Auswahl vorhanden.

8 . Rosenthal , Kronenstraße 47-

Qzimentzischen
owie Geldschein - , Brief - und Afcten -Taschen ,Büdgerranzen in grober Auswahl n

jkaufmanns Etagengeschäftfür Offenbaeher Lederwaren
611 Steinstrasse 6 II

ist die beste u. billigste Schuhreparatur in Karlsruhe
Hauptbetrieb : Kaiser -Allee , 145

Haltestelle Philippstraße.

Spezialhaus in

lierrei- n . Damenkleiderstoffei
M/H. ‘Braunagel

Herrenstraße 7.

Günstigste Einkaufsgelegenheit für

bietet zu billigen Preisen das
Etagen - Geschäft für Stoffe
J. Chimowitz , KarlatraSe 20.

Aretz & Cie . Inhaber: A . Fackler
KaiserstraBe 215 Telephon 219
S iezialhaus in Gummiwaren und Linoleum

tmischuhe , Herren - und Damen -Gummi -
tel , Wachstuch i Tischdecken , Läufer ,dschoner , Linoleum , Stückware , Teppicheund Läufer , Gummi -Spielwaren .

BAUBUND - MÖBEL
«Mw Inserat tu der Karteruher Zeitung.

Offenbaeher Leder waren
Damentaschen , Brieftaschen , Geldschein -
n taeeben , Reisekoffer , Reisetaschen **-

beste Fabrikate

Kofferhaus fgiil- KronenstraSe 51
KSchenfee

mit 1 u. 2 Kochstellen ,
Backof., gr . Gußfeuerung
mit auswechselbar . Rost
BiSptir Ersatz fit Kahla l Su .

Otto Stell ,
Eisennaren , Kaiserplatz
Aüeisv»fkatif t Kirlsnktii *| .

Schinne n. stücke
kaufenSie am vorteilhaftesten bei

Schirmgeschäft Reinhart
■■ WaldstraBe 42 . — — — -

a m e n-P e I
zu mäßigen Preisen im
PELZHAUS
Lehmann , Zirkel 32

1 Treppe hoch.

Sehr vorteilhaft kaufen Sie
Herren - und Damenwäsche

in einfacher und eleganter Ausführung
Stickereien und Spitzen im

StraBbu rgei * WäschegeschäftBeideck , WifhelmstraBe IS .

».ULSRUH »■JMRÄTn , 0« i« HCMEKm,' » «esfiLsa.'

„ rrcjxustf*
WtMtKItMU ♦?'
V lMWUtR HO.

X̂ TOM

KUN9TOEWERBUCHEERZEUGNISSE ,ECHTE BBONZBN * MABMOB .■FEINE PORZELLANE «MEISSEN , ,BOS1.VTHAL , HUTSCHENRBtmim
, VRAUREUTtLHOPENHAOBN TLS.W.

KRYSTAll « MAJOLIKA . -' HAUSHAHABT 1KIL )
fFEINE LEDERWAREN •» REISE >
KOFFER MADLERLIPPOLD U.SW
SORLHU »KABTIKXLPKKKlCK-iU)CB£

. SCHLOME «STOCKE. KIEINMOBKI/ '‘ ESCHENKARTIKEL JEDER ART
SCHMUCKOEGENSYSYND*

« oiVS ^ ^ iKEL

Korbmöbel
u. Korbwaren
empf . in reicher Auswahl

J. HeS
Karlsruhe, KaiserstraBe123 .

Wo decken Sie am vorteilhaftesten
und billigsten Ihren Schuhbedarf !

Nur bei

Durlacherstr. 3 (Durlacher Tor ).

<Ti

Heilung
e mit absolut unsenätsexueller Neurasthenie mit absolut unschädlichem Mittel ,

Medikamente zum Einnehmen ; rein äußerliches Verfahren .
Richard Jordan , Heilkundiger

Kaiserstraße 188 III Telephon 1641.
Sprechstunden von 9—11 und 2—5 Uhr ,
Samstag und Sonntag keine Sprechstunden .

keine

Zum vorteilhaftesten Einkauf für den
Weihnaohts - Tisch

verlangen Sitz sofortige Bemusterung unserer Spezialartikel :veredelte Leinen -Dauerwäsche, kalt abwaschbar, stets
gebrauchsfertig, Krawatten, Hosenträger von Paragummi,Marzipan-Schokolade, Feinseifen, amerikanische Trocken-

Vollmilch und andere Sonderheiten.
W. Läuger & Co., Karlsruhe , WaldstraBe 33 .

Schieben Sie . . .?
die Anfertigung Ihres Kleidungsstückes nicht länger auf . Wir sind
in der Lage , Ihren Anzug , Paletot oder Sctllupfdr zu
konkurrenzlos billigen Preisen anzufertigen . Bringen Sie Ihr ^n

Stoff zur Anfertigung sobald wie möglich zu
Kronenstrafle47 . g < Rosenthol Telephon 3879 .

Gleichzeitig reichhaltiges Stofflager vorhanden .

Anzug - und Mantelstoffe
Bei uns finden Sie gediegene Auswahl ,denkbar mäßigste Preise , angenehme
Bedienung ohne jede Kaufnötigung,= ==== preiswerte Schneider. ••• " " =

Krause & Bartsch , y.
ald»*--

rPf

'
! ■

ASTHIWA-HEILINSTITUT j
KARLSRUHE , KAISERSTRASSE 91 Ii

Behandlung von Brenchialkatarrh , Asthma , Nasen - |
polypen , Keuchhusten , Lungenleiden , Wassersucht $
nach Spezial-Methode . • Zahlreiche Zeugnisse Geheilter

^ j

weiß und farbig; in allen Formen und Weiten ,mit Ia . Stoffeinlage, kalt abwaschbar , sowie
Schirme , Stöcke , Hosenträger , Krawatten ,
Manschettenknöpfe u . sämti . Harrenmodaartika!

empfiehlt
Dauerwäsche-Spezialgeschäft und Herren -Modeartikel

Andr . Weinig jr »
Telephon 5476 . Karlsruhe Kaiserstraße 40

Günstige Gelegenheit für Wiederverkäufer .

pfensM A. Ecke KroeenstraDe 41
(früher Hotel Geist)

WaldstraBe 38 früher Kaiserstr , 148
in einfachster bis feinster Ausführung

Uhren , Gold - , Silber- , Elfenbeinschmuck
— — Trauringe und Reparaturen —. —

Vom Staatsbankrott
Dr . Carl August Fischer.

Grundpreis Mk . 3 .80. Teuerungszahl des B . V . Ende Nov . 1922 : 300 .
. ".- 11 (Grundpreis X TeneruDgszahl = Papiermarkpreis .)

G . Braun Verlag , Karlsruhe in Baden ,

Bezugsquellen für den Bedarf der Behörden

Rzrtten
Mäuse etc . werden unter Garantie mit meinen
A . S .-Präparaten radikal vertilgt . Versand per
Nachnahme in Packungen zu Mk . 100.— , 150.—,

200 .— , 250 .—.

?Fabrik Anton Springer
^traße zr Karlsruhe beim Hauptbahnhof

Telephon 2340.

I I :r _ „ „ „ _ fUr Polizei - u. Gemeindebeamte, Feuerwehrkorps,unnormen Zoll- u. Finanzbeamte . Eisen- u. Straßenbahner,— — — — — Feld-u.WaldhUter, sowie Berafskleiduagenjed .Art
Albert Hilbert , G . m . b. H . , Rastatt

Süddeutsche Bekleidungs- Industrie
Filiale : Ludwigshefen a. Rhefn , BismarckstraSe 40 .

GLOCKENGIESSEREI
GEBRÜDER BACHERT

„ KARLSRUHE I . B.
Liststr. 5 . Tel . 443 .

Nachf. Inh . : Bittlingmayer
ä BretschneiderGustav Herdle

Telephon 1133 Karlsruhe Waldstraße 44
Stempelfabrik □ Buchdruckerei und
Papierhandlung □ Impressen -Verlag .

' .
■1 Sämtliche Bürobedarfsartikel , u

Kasche Bedienung. - Sauberste Ausführung.

Oscar Kirschke
Karlsruhe i. B., Kriegsstraße 70. Telephon 4180.

lMlW . Mil .
'

liärefl jeier M
zu bekannt größter Auswahl, billigste

Preise, reelle Bedienung.
:— — Repuatnrea im Hause. - ■—rr

Uiiu
z«nS ist .



&werden Immen . Er bittet daher , jetzt von einer Lber -
,_ mvß weiterer Polizeilasten ans den Staat aibzuseihen. Wir
Lsten , über die Verteilung der Polizei », Schul , inch Armen »
DFstei» einen gemeinschaftlichen Boden zu finden . . Die Spre -
Her des Zentr «« » und der S »ziekdem«rr «tte stimmten im
^gaemeinen dem Kinanzminister zu . Gin vom Berichterstatter
Mstellter Antra , dahingehend, daß die Gemeinden mit Ort ».

Clizei von der Staatskasse die Hälft des Perfonalauftvande»
r Polizeilasten , soweit meher als ein Polizei mann auf lau¬

ernd Einwohner entfällt , vergütet erhalten , wurden mit allen
wmen 2 Stimmen der Demokraten abgelehnt.

§ 18 schlägt die Regierung di« Errichtung einer staat -
Wchen Pvlizeischnle vor . ES wird verlangt , daß in Gemein .
Den mit mehr als 2000 Einwohnern küwst^ für den Polizei -
Dienst nur Personen angestellt werden dürfen , die eine staat¬
liche Polizeischule besucht haben . Der Vorsitzende beantragt ,
»att 2000 Einwohnern 4000 zu setzen . Die Anregung des
Dopsitzenden fand von allen Parteien Unterstützung.

Di« Regierung gctb über die Art der Ausbildung in der
/Polizeischule nähere Auskunft . Es sollen regelmäßige Kurs«

Wbgehalten werden . Die Gemeinden hätten hierbei Unkosten
» icht zu tragen . Mit Mehrheit wurde beschlossen , daß die Bor -
Christ nur für Gemeinden mit mehr als 4000 Einwohnern
Weitung haben solle . _

Aber die Donauversinkungskrage .
Bon A. Baader , Ulm a . D .
Mr geben heute den Schluß des A . Baader »

fchen Artikels über die Donauversin »
kungSfrage wieder, welcher lediglich die pri»
vat« Meinungsäußerung des Verfassers wiever-
gibt, zu der sich die Badische Regierung
ihr« Stellung vorbehält .

II.
Das von mir vor Jahrzehnten schon ausgestellte erste dies»

bezügliche Projekt der wassertechnischen Ausnützung
gibt in der technisch-praktischen Lösung die Möglichkeit eines
vernünftigen Ausgleichs. So wie der Plan im Vordergrund
steht, ist er offenen und versteckten Angriffen und Umgehungs -
Versuchen ausgesetzt.

Vor allem darf der Grundgedanke nicht verkannt wer¬
ben, sondern muß richtig erfaßt sein. Die diesbezüglichen
charakteristischen Gesichtspunkteund markanten Hauptmerkmale
besagen: in allererster Linie durch Verdauung der oberen Ver -

8nkung das Wasser an der Versinkung da als Garantie für die
iindestzüflutzwassermenge zu verhindern , das so an der Ver¬

sinkung verhinderte . erfaßte " Wasser zu teilen . Einen Teil
davon zur Erhaltung des ununterbrochenen Donaulaufs , ge¬
sichert dem Donaubett über Tuttlingen hinaus zuzuführen , den
«ndern Teil statt wie bisher unterirdisch abflietzend, oberirdisch
tm Werklanal zu führen , unter Ausnützung der Wassermenge
mit dem Gefall , Höhenunterschied, zwischen Donauspiegel und
Aachtopf , im Aachtopf ausmünden zu lassen, wodurch ein Aus¬
gleich der Zuflußmenge in Natura stattfindet .

In der Hauptsache handelt es sich also um» die praktische
volkswirtschaftliche Ausnützung der sonst unge-
nützt abstreichcnden Eenergiemenge der Versinkungswasser mit
dem Gefälle. Das dürfte also weder ein badisches Unter¬
nehmen darstellen von badischen Unternehmern für badische
Zwecke auszuführeu , ebensowenig wie ein Württembergisches,
sondern soll als praktische Arbeit ein Baustein sein zum
Wiederaufbau — durch Kohlenersparnis , — bei welcher das
Wohl der großen Allgemeinheit unseres deutschen Vaterla .ldeS
Äbenansteht (Elektrisierung des Bahnbetriebs ). Daß die Aus¬
führungen in erster Linie von badischen Behörden zu geneh¬
migen ist, ist in der Lage begründet . Die Würdigung dieses
Unternehmens käme aber nicht , wie geschrieben wurde, in erste«
Linie Mir den badischen Kreisen zu, sondern man sollte
glauben , sie dürste in gleicher Weise, wie ich dies stets behandelt
Habe, auch im wohlverstandenen Interests Württemberg »
Regen. Auch die Frage der T a l s p e r r e die im badischenGe¬
biet zu liegen käme, wäre für Württembvrg von gleich großer
Bedeutung .

Daß näher läge eine durchgreifende Donauverlegnng »
durch die das Versinkungsgebiet zu umgehen wäre , so erlaube
sch mir , stark zu bezweifeln, daß dies so einfach, abgesehen von
ben vielen, vielen Millionen Aussührungskosten , die da» der-
lchliugen würde . Wenn ich auch der diesbezüglichen Ansicht zu»
mmme, also es für entsprechend, halten würde , daß der würt -
tembergische Staat und die Vorteile ziehenden Unterlieger an
ber Donau zu den Kosten der Flußerhaltung und
»u den aus Mlligkeitsgründen den Aachbeteiligten zu gewähren -
»en Entschädigung beitragen und den Flußbau nach Kräften
Ordern würden .

Die den Aach - Anliegern aus Billigkeit zugestandene
Entschädigung dürfte andererseits einen bitteren Beige¬
schmack haben . Daß es hier in den Berhältniffen liegen sollte,
»aß außer der zur Flußunterhaltung und Flußerhaltung be¬
rufenen badischen Stellen die leitenden Rollen Wernehmen , da
die Anordnungen auf badischem Gebiet vorznnehmen wären ,
wird wohl namentlich für die nachfolgend« extreme Forderung
als starke Zumutuno empfunden werden.

Zutreffend dürfte fein : . Bei der obwaltenden Sachlage muß

rch Württemberg darauf beschränken , gegenüber Baden die-
enige Ansprüche geltend zu machen, die es unmittelbar

vertreten kann !
Was Baden sagen wird zu der weitgehenden Anforderung

ber Aufhebung der Stauanlage der Jmenendinger
Maschinenfabrik, Verlegung des Flußbettes , das Flußbett bei
Möhringen wieder hergestellt und die wahrnehmbaren Bersin-
kungsstellen daselbst verstopft werden und daß durch geordnete
Klußpflege dafür gesorgt wird , daß das auf badisches Gebiet
««laufende Donauwaffer ohne besondere Verminderung dem
württembergischen Donaugebiet zufließt , kann abgewartet wer¬
ben .

Bei Verlegung des Flußbettes und damit Erhal¬
tung der anlausenden Donauwaffer , wird bei einer mittleren
Zusatz-Betriebswaffermenge von 4000 Sekl . die Ausnützung für
diese auf der Gefällstufe Jmmendingen —Ulm mit dem Rutz-
gofäll von 60 m 2400 Pferdestärken ergeben, dagegen werden als
Kolgewirkung, auf der Aachseite mit 50 Meter Nutzgefäll 2000
Pferdestärken durch Entzug und Trockenlegung in Verlust geben,
außerdem die 6/8000 Pferdestärken — die Ausnützung des Ver-
sinkungsaefälls — ganz auSfallen .

Das ist eben das Markante . Situation und Verhältniffe be¬
herrschende Ausschlaggebende de » Vorgangs , daß
das versinkende Donauwaffer — so wird der natürlich « Fall ge¬
lagert ist — in nur 12 Kilometer langem unterirdischem Lauf
auf die Tiefe de» Aachtopfs mit 480 Metern abfällt » während
bas Waffer, andererseits dem Donaulauf folgende erst in und
Mach etwa 170 Kilometer langem Lauf auf den Donauspiegel
oberhalb Ulm auf die gleiche Tiefe sinkt.

Wenn gesagt wurde , . daß durch mehr oder weniger erregtePr esfeaußerungender Angelegenheit wenig gedient seinwird"
, so ist da» zutreffend . Dagegen kann eine ruhige , fach»

bche, mit bftimmten Angaben entsprechende Darstellung zur
Klarstellung der tatsächlichen Sachlage dem Ganzen nur»ützen .

I
Nicht nur den württembergischen , auch nicht den höheren Ge .

amtinteressen der Donau allein , sorüwrn auch
enen der an der Aach und der großen Allgemeinheit

Ivr Herstellung des Gleichgewichts zu legen fein.

Der Lsndbund gegen die Getreideumlage .
Der LnndeSaukschuh de« Badischen Landbundes hat in sei¬

ner Samstag -Sitzung zur Getreiden « !« , » folgend« Ent -
schlietzun , angenommen :

»Der Landesausschuß des Badischen Landbundes prote¬
stiert auch nach Neufestsetzung des auf Baden enffallenden
Umlagesolls gegen das Unrecht ber Getreideumlage . Der Lan¬
deSausschuß steht in dieser Frage geschloffen hinter seinem
Borfitzenden, dem Landtagsabgeordneten Gebhard , und der
von ihm im Haushaltausschuß des Landtags vertretenen An»
schauung. Die Mitglieder des Landbundes find nicht gewillt,
Umlagegetreide abzuliefern , bevor die PreiSftage im Sinne
des LandtagSbefchluffes vom 81 . März 1822 geregelt ist . Eine
Aufbringung der Umlagemenge auf freiwilligem Wege er¬
scheint dann durchführbar, während eine gerächte Verteilung
»es Umlagesoll» nach der Leistungsfähigkeit unmöglich ist .

"

Grohbäckereien und Nachtbetrieb .
Der Zentralverband der Bäcker , Konditoren und verwandten

Brrnfe . hatte , wie in Verschiedenen badischen Städten , so auch
in Mannheim eine öffentliche Demonstrationsversammlung
einberufen , in der Stellung genommen werden sollte zu der
Frage der Einführung des Dreischichtenbetriebes in den Ge>
nossenschaflsväckereien und Brotfabriken mit mehr als 12 Ar¬
beitern . Vom Standpunkte der Berufsorganisation aus gesehen ,
müffe es, wie einzelne Redner ausführten , scharf zurückgewie¬
sen werden, daß den Großbetrieben bei Schichtwechsel die dritte
Schicht gesetzlich genehmig! werde, denn das sei gleichbedeutend
mit der Einführung der Na . l. tarbeit im Bäckergewerbe. Was
man dem Großbetrieb bewillige, könne man dem Kleinhand¬
werk nicht vorenthalten und dazu könne die Organisation nicht
die Hand bieten. Wenn es sich auch volkswirtschaftlich begrün¬
den lasse , daß den Forderungen der Großbetriebe eine Berech¬
tigung nicht abzuspreche « sei, so müsse dock die Gesundheit der
Berufsangehörigen über diese Interessen gestellt werden . Der
Redner führte zur Unterstützung dieser Ansicht diverse Gutach¬
ten hervorragender Sozialpolitiker an .

Nachstehende Resolution, die die Einführung der Nachtarbeit
unter allen Umständen verwirft , wurde angenommen : „ Die
am 23. November tagende Versammlung aller in den Bäcke¬
reien und Konditoreien beschäftigten Personen nimnit mit Em¬
pörung Kenntnis von den Anträgen der Bäckerei-Großbetriebe
an den Sozialpolitischen Ausschuß des vorläufigen Reichs¬
wirtschaftsrates auf Wiedereinführung der kulturwidrigen
Nachtarbeit in denjenigen Bäckereibetrieben mit 12 und mehr
beschäftigten Personen , und der Außerkraftsetzung aller übri¬
gen Bestimmungen im Bäcker - und Konditorei-Schutzgesetz
vom 23 . November 1818 . Die Versammelten bedauern auf das
lebhafteste, daß auch führende Kreise der Gewerkschaftsbewe¬
gung die Anträge der Bäckerei -Großhandelsbetriebe stützen , und
somit der allgemeinen Beseitigung des gesetzlichen Verbots der
Nacht- und Sonntagsarbeit Vorschub leisten.

Durch die Wiederzulassung der Nachtarbeit in den Bäckerei -
Großbetrieben wird die drohende Gefahr heraufbeschworen, daß
in den handwerksmäßigen Kleinbetrieben , die weit mehr als
100 000 betragen , der Durchbrechung der gesetzlichen Schutzbe¬
stimmungen Vorschub geleistet und jede wirksame Kontrolle
unterbunden wird . Die Versammelten erklären : Unter keine »
Umständen darf die Nacht - und Sonntagsarbeit , das größte
Verbrechen an den BerusSangehörigen im Bäcker - und Kondi-
torengewerb« . verwirklicht werden. Der Vorstand des Zentral¬
verbandes der Bäcker und Konditoren wird beauftragt , alle ihm
geeignet erscheinenden gewerkschaftlichen Kampfesmittel in An¬
wendung zu bringen, um die große Kulturschande mit Erfolg
abzuwehren . Sie beschließen die wirksame Finanzierung die¬
ser Abwehraktivn zu unterstützen und erklären , eine umfassende
Agitation zur Gewinnung aller in den Bäckereien und Kondi¬
toreien beschäftigten Personen durchzusühren. Niemals wieder
Nacht- und Sonntagsarbeit sei der Kampfruf gegen alle, die
uns wieder in das grauenhafte Elend der kulturwidrigen Ar¬
beitsweise bei Nacht- und Sonntagsarbeit stoßen wollen.

"

Streik in der Anilin-Fabrik .
In her Badischen Anilin - mb Svdasabrik wurde seit gestern

morgen gestreikt . Die Ursache ist in folgendem zu suchen :
Einige Betriebsratsmitglisder wollten dem Betriebsräle -
kongreß in Berlin beiwohnen, der von komanunisticher Seite
einbrwfen ist und nicht die Vertretung der Betriebsräte
Deutschlands darstellte, sondern nur eine Sammlung der auf
kommunistischechn Boden stehenden Betriebsräte bezweckt. Es
war den betreffenden Betriebsratsmitgliedern von der Direk¬
tion erklärt worden, daß sie entlassen würden, wenn sie ohne
Urlaub den kommunistischen Betriebsrätekongreß besuchten.Die Arbeiter sind trotzdem aogeretst und nach ihrer Rückkunft
tatsächlich entlassen worden.

Daraufhin fand in Oppau schon vorgestern nachmittag eine
Demonstration statt , die allerdings keinen großen Umfang
angenommen hat ; abends um 8 Uhr aber wurde Oppau von
den Streikenden ftillgelegt. Gestern morgen war die Still¬
legung vollkommen , da nicht einmal der Eisenbahnbetrieb
nach Oppau aufrecht erhalten wurde . Auch das Werk Lud¬
wigshafen ist gestern stillgelegt worden. Es scheint , daß die
der freigewerkschaftlichenRichtung angehörenden Arbeiter , die
ursprünglich keine Streikneigung bekundet haben , anderen
Sinnes geworben sind . Gestern morgen fand im Werk Lud¬
wigshafen um 11 Uhr eine Demonstrativ « statt . Die Direk -
tion hat die Wiederaufnahme der Arbeit bis nachmittags drei
Uhr verlangt und für den Fall der Nichtaufnahme der Arbeit
die Entlassung angekündigt.

Auch von der Sozialdemokratie und den Gewerkschaftenwird der Betriebsrätekongreß nicht anerkannt , sondern als
„wild " bezeichnet .

Gestern nachmirtag haben Berhandluuge « der beiden Par¬teien in Anwesenheit des Oberbürgermeisters von Ludwigs -
Hafen und Vertretern der Regier«« , von Speyer stattgesun -
den . Die Werkleitung hat die Erklärung abgegeben, daß st«
bereit feie, noch gestern nachmittag über die Entlassung der
drei Betriebsratsmitglieder vor dem Gewerbegertcht zu ver¬
handeln . Ferner hat ine Werkleitung erklärt , daß sie di«
Kündigung ausgesprochen und daß diese zu Recht besteht, daß
sie aber bereit sei, die Kündigung als nicht geschehe» zu be¬
trachten, wenn die Belegschaft insgesamt vollzählig am Mitt -
wvch vormittag restlos die Arbeit wieder ausnehme.

Brurze Nscbrlcbten aus Laden .
Verkehrssperre«.

Wegen Streiks ist gesperrt die Annahme von Eil - und
Krachtftückgut sowie EU- und Frachtgutwagenladungen ohne
Ausnahmen an die Badische Aulliu - und Ätzafabrtk tu Lud-
wigShasen Rhein (alle Bahnhöfe).

Sch . Mannheim , 29 . Nov . Nach dem nunmehr amtlich fest-
gestellten Ergebnis der Neuwahlen zum BezirkSrat und zur
Kreiöversammlung wird die neue Kreisversammlung aus 50
Mitgliedern bestehen, von denen auf den Amtsbezirk Mann -
heim 96 und auf di« Amtsbezirke Schwetzingen und Wriutzeim

je 7 Abgeordnete .entfallen , und zwar stellen die Deutsch«
Polkspartei 6, die Deutschnäiioualen ö, die Demokraten 4, da»Neutrum 10, die Sozialdemokraten 18, die Kommunisten «.die Wirtschaftliche Vereinigung 1 und die Bereinigten bür¬
gerlichen Parteien 8 Wgeordnete . LL Sozialdemokraten uir»
Kommunisten stehen demnach 28 . bürgerlichen Abgeordnete«
gegenüber . Die bürgerliche Mehrheit ist also hier offensicht¬
lich. Im Mannheimer BezirkSrat dagegen bildet der Kom¬
munist da» Zünglein an der Wage, da den 7 Sozialdemo,
kraten 7 Bürgerliche gegenüberstehen.

Mannheim . 29 . Nov. Kommerzienrat Dr . Adolf Clemm isthier , 78 Jahre alt , gestorben. Er >var über 25 Jahre Bor-
i fitzender des Aufsichtsrats der Vereinigten Chemischen Fa .
! briken Wohlgelcgen, bis zum Übergang an die Rhenania zu
| Aachen ; ferner war er AuffichtsratSmitglied der Zellstoffabrik

Waldhof seit ihrer Gründung , der Papyrus Mannheim , der
Jmmobiliengesellschast Waldhof, der Bahngesellschaft Waldhofund Vorsitzender der Badischen Zellstoff- und Papierfabrik
Obertsroth im Murgtal Clemm ist 1845 zu Gießen geboren,
besuchte die dortige Landesuniversität , promovierte mit 21
Jahren zum Doktor am Polytechnikum in Zürich , hielt sichdann längere Zeit im Luslande auf , und übernahm in den
70er Jahren die Chemistbe Fabrik Zimmer in Mannheim .
-1892 trat er in die Clem ichc Fabrik Wohlgelegen ein . Eine
große Anzahl wertvoller Patente verdankt diese? Unterneh¬
men feiner Arbeit . Die Technische Hochschule in Darmstadt
ernannte ihn an seinem 70 . Geburtstag zum Dr '

-Jng . h. c.
in Anerkennung seiner vortrefflichen Leistungen auf dem Ge¬
biete der angewandten Chemie . Politisch gehörte er der Ra »
tionalliberale « Partei an , die ihn 1887 in den Stadtrat
wählte .

Aus der Landesbauptstadt .
* DaS Urteil im Grenzschiebcrprvzeß. Rach zweistündig« !

i Beratung wurde nachts 1 Uhr folgendes Urteil verkündet;
- Bijouteriehändlcr Emil Schweigert von Ellmendingen zehrt

Monate Gefängnis , 143 000 M . Geldstrafe ; Presser Gottfried
> Renlschler aus Niesern 3 Monate Gefängnis , 8000 M. Geld»
! strafe ; Uhrenhändlerin Frieda Lacher aus Schallbach 3 Mo»
! nate Gefängnis , 96 000 M . Geldstrafe ; Kontoristin Elfriede

Simonsen aus Altona 9000 M . Geldstrafe ; Res .-Lokomotiv »
i führer Karl Lederer aus Atzenbach 3 Monate Gefängnis ,
! 21000 M . Geldstrafe ; Monteur Friedrich Kuhn von Jllnarv
j 1200 M . Geldstrafe.
! Die erlittene Untersuchungshaft wurde auf die Strafe an»
- gerechnet und neben der Geldstrafe auf Ersatz deS Werte»

der Waren erkaitnt . Der Anklage wegen Bestechung konnte
das Gericht nicht folgen. Der Lokomotivführer Karl Obrechtz
von Oberweier wurde fteigesprochen .

Ikommunalpolil . Rundschau.
Soziale Rvthilfe.

Die private Wohltätigkeit, die vor dem Kriege die öffentliche
I Gemeindepflege wesentlich ergänzte und auch ihr« Wegweise¬

rin war , ist während des Krieges erheblich zurückgrgange«.
Mele haben sich in politischer und sozialer Verärgerung zurück¬
gezogen, viele können auch nicht mehr geben , da sie selber sich
in großer Not befinden. Aber der Krieg hat vor allem einen
wirtschaftlichen Egoismus herausgekehrt, der der sozialen
Fürsorge hindernd im Wege steht . Hinzu kommt, daß die Art
der Sammlungen das soziale Verantwortungsgefühl immev
mehr herabdrückt, denn die meisten glauben , durch Kaufen eine«
Blume oder Postkarte , durch Teilnahme an einem Wohltätig¬
keitsfest ihrer sozialen Pflicht genügt zu hüben.

Wenn der kommende Winter uns bei der immer mehr fort » ,
schreitenden Markentwermng befürchten läßt , daß Hungersnot
und Verzweiflung mit dem furchtbarsten Elend für die Betrof¬
fenen und mit ihren verhägnisvollen Auswirkungen für di»
Gesamtheit unausbleiblich sind , falls es nicht gelingt, alle
Stände und Kreise, die noch auf ein einigermaßen gesicherte»
Einkommen gestellt sind , zu einem großen soziale « HilsSwerk
zu begeistern , so gilt es vor allem, den Gedanken einer werk¬
tätigen verständnisvollen Nächstenliebe wieder zu beleben , der
der Ausgangspunkt für alles Geben ist. Es genügt nicht, Auf¬
rufe zu erlassen, unter denen eine Anzahl Nainen von Persön¬
lichkeiten stehen, die sich kaum um die eigentlich zu leistende
Arbeit kümmern . Es gilt nicht , große Neueinrichtungen zck
schaffen , sondern die bestehenden zweckdienlich zu benutzen.
Es gilt vor allen Dingen , Kleinarbeit zu tun . Man muh sich
an einflußreiche Personen wenden, an alle Arten Vereine und
Organisationen , die in ihren Kreisen für eine Nothilfe wirken,
und dabei wendet man sich zweckdienlich vornehmlich an solche
Einrichtungen , die mit dem werktätigen Leben in engster Füh»

: lung stehen , an die Bürgervereine und Gewerkschaften , an die
kirchlichen Organe , an die Beamten - und Angestelltenorganisa»
tion-en usw. Bor allen Dingen muß das Ziel darauf gerichtet
sein, laufende Einnahmen zu gewinnen. Unter allen Umstän¬
den muß aber vermieden werden, etwa bestehende Einrichtun¬
gen, die bereits für ähnliche Zwecke , wie sie hier angedeutet
weichen , arbeiten , in ihrer Tätigkeit zu beschränken . Selbst¬
verständlich wird man in den Fällen , wo noch nicht eine eigene
Wohlfahrtstätigkeit begonnen und auch nicht beabsichtigt ist,
eine Zentralstelle schaffen müssen , die die Verwaltung und die
Verwendung der Gelder vornimmt . Besonders muß- der Leit¬
satz bei aller Tätigkeit sein : Kleinarbeit und Belebung de»
sozialen Verantwortlichkeitsgefühls bei jedem einzelnen.

Sch . Änderungen in der Angestelltenverficherung. Am 1 . No¬
vember find wichtige Änderungen in der Angestelltenverfichs -
rung eingetreten . Die Grenze der Versicherungspflicht ist auf
jährlich 840000 Mark erhöht wordeu. Der niedrigste Beitrag
(Klasse 1) beträgt 60 M ., der höchste (Klaffe 13) 4840 M. mo-
natlich . Mit dieser starken Erköhung der zuletzt ganz unzurei¬
chenden Beiträge ist deren ursprüngliches Verhältnis zum Ar¬
beitsverdienst wiederhergestellt worden , so daß auch die Lei¬
stungen wieder aus eine angemessene Höhe gebracht werden
konnten . Sie bestehen künftig aus einem Grundbetrage , Stei »
gerungsbeträgen nach Maßgabe der gezahlten Beiträge und
aus Teuerungszulagen . Auch Kinderzulagen sind eineführt
worden . Nach der Art der Beschäftigung find grundsätzlich
alle Angestellten verficherungspflichttL nanientlich auch
Lehrlinge . Die untere Altersgrenze von 16 Jahren ist fortge¬
fallen . Die Beiträge zur fteiwilligen Weiterversicherungmüs-
sen in der Regel mindestens dem Durchschnitt der letzten sech»
Pflichtbeiträge entsprechen. Es gibt keine neue Möglichkeit ,
sich von der eigenen Beitragsleistung auf Grund von LebenS-
verficherungsverträgen befreien zu lassen . DaS BeitragSver-
fahren bleibt für die Zeit bis zuin 31 . Dezember 1922 da» alte ;
erst für die folgende Zeit find Marken zu kleben . DaS neu«
Gesetz gilt a ) im Gebiete der freien Stadt Danzig erst dann«
wenn Volkstag und Senat e» beschlossen haben, d) im Saar¬
gebiet , im Memelgebiet und im besetzten rheinischen Gebiet«
erst dann , wenn es von den Stellen , die dort die öffentlich «
G«uvalt ausüben , übernommen ist.



Ltteruriswc Neuerscheinungen .
Mag Kemmerich. Gespenster uub 8>»uf. (Ludwigshafen am

Bodensee. HanS Lhotzkh Bcrlag .) — Der als Historiker und
Kulturschriftsteller bekannte Verfasser behandelt die Frage
nach der Möglichkeit und Wirklichkeit von unheimlichen Erschei -
nungen . die der Volksmund als Gespenster und Spuk bezeich¬
net. Die Ergebnisse, zu denen Kemmerich bei seinen Unter¬
suchungen hierbei über da» Wesen der Materie und des Geiste»
die Macht des Gedankens und seine schöpferische Kraft gelangt,
sind geeignet eine neue idealistische Weltanschauung zu be-
gründen . Das Werk gipfelt in dem -Nachweise " von dem Fort¬
leben nach dem Tode. SorgfÄtig auSgewählte Beispiele -ver¬
bürgter Erlebnisse" erhöhen die Lebendigkeit der Darstellung .
Wenn man auch viele Schlußfolgerungen des Verfasser» ab¬
lehnen und die Berichte, auf die er stch stützt , nicht immer ganz
glaubhaft finden wich, so ladet das Buch doch zu ernstem Nach¬
denken ein und lehrt uns mit eindringlicher Sprache , daß der
Materialismus als philosophisches System stcher ein inseitiger
Unfug gewesen ist.

Stsntssnzeiger.
^ Bekaaatmachung .

Die Wahle» «ach der ReichSversichernugSordnnng betreffend.
I .

Für die nach dem Reichsgesetz über Sicherung der Wahlen
nach der Reichsversicherungsordnung vom 13 . April 1Ü22 (Reichs¬
gesetzblatt Seite 486 ) vorzunehmenden Neuwahlen der Mitglie¬
der - er Arbeitgeber und der Versicherten im Ausschuß der Lan»
desversicherungsanstalt Baden (Az 1361 ff der Reichsversiche -
rungsordnung ) und für die Wahl der Versicherungsvertreter
als Beisitzer der Bersichernngsämter (88 42 ff der Reichsver-
sicherungSordnung) hat da» Arbei.Smiuifterium folgendes be¬
stimmt :

1. Gemäß 8 1 Abs . 2 der voni Reichsversicherungsamt er¬
lassenen Wahlordnung für die Wahl der Mitglieder der Aus¬
schüsse der Landesverstcherungsanjtalten vom 18. September
1982 (Amtliche Nachrichten des Reichsversicherungsamts Seite
41V ) wird bestimmt, - aß von den nach 8 13 der Satzung der
Landesversicherungsanstalt Baden in deren Ausschuß zu wäh-
lenden je 13 Vertreter » der Arbeitgeber und der Versicherte»
je 10 dem Gewerbe und je 3 der Landwirtschaft angrhören
muffen. Für jedes Ausschußmitglied sind 2 Ersatzmänner zu
wählen.

8. Gemäß § 3 der Wahlordnung ist mit der Leitung der
Wähl der Busschußmitglieder der Landesversicherungsanstalt
Baden der zuständige Referent des Arbeitsministeriums , Re-
gierungsrat Dr . Frhr . v. Babo, beauftragt worden . Sein
Stellvertreter in seiner Eigenschaft als Wahkleiter ist Amt¬
mann Dr. Compter.

8. Gemäß § 6 der Wahlordnung werden die Versichertenmit-
tzlieder des Ausschuffes der Landesversicherungsanstalt Baden
gleichzeitig mit den Versicherungsvertretern als Beisitzer der
Vevsicherungsämter in einer Wahlhandlung gewählt.

4 . Sämtliche Wahlen finden am Sonntag , den 18. Februar
1923, von vormittag « 10 Uhr bi« nachmittags 1 Uhr statt .

II .
Für die Wahl der Ausschußmitglieder der Larrdcsversiche -

rungSanstalt Baden bestimme ich als Wahlleiter im einzelnen
auf Grund der Wahlordnung folgendes :

1. Die Arbeitgebermitglieder aus dem Gewerbe werden von
den Vorstandsmitgliedern der Vertrauensberufsgenossenschaft ,
die Arbeitgebermitglieder aus der Landwirtschaft von den
Vorstandsmitgliedern der Bad . Landiv . Berufsgenossenschaft ge-
wählt . Mit diesen Wahlberechtigten werde ich seinerzeit un¬
mittelbar ins Benehmen treten .

2. Die LersichertenmUglieder des Ausschuffes werden —
ebenso wie die Vertreter der Versicherten als Beisitzer der Ber-
sicherungsämter — von den Versichertenmilgliedern im Vor¬
stand der Krankenkaffen gewählt , die im Bezirk eines Bersiche-
rungsamts des Wahlbezirks mindestens 50 Mitglieder haben.
An der Wahl nehmen ferner die Vorstandsmitglieder aus den
Versicherten der Ersatzkaffen teil, soweit sie im Bezirk eines
Versicherungsamts des Wahlbezirks mindestens 50 Mitglieder
haben ; die Ersatzkassen und die außerhalb des Wahlbezirks seß¬
haften Kaffen äußerem nur , wenn sie ihre Beteiligung an
der Wahl dem Vorsitzenden des zuständigen Versicherungsamts

spätesten» bi» 20. Dezember 1922
anmelden und die Zcchl chrer Mitglieder km Bezirk des Ber -
siche rungsamts Nachweisen .

Maßgebend ist die Zichl der Mitglied« , deren Beschäfti¬
gungsart (88 ISS bi» 166 der ReichSve.rsicherunaSordnung ) stch
zur Zeit des letzten Zahltags (8 393 der ReichSverfichernngs-
ordnung ) vor der Feststellung im Bezirk - «- VersicherungSamtS
befindet. Bei Mitgliedern von Ersatzkaffee. bei uustänÄg Be¬
schäftigten (8 442 der ReichSversichcruiigSorSnung) und solchen
Mitglieder », die Kaffen auf Grund der §8 176 und 313 der
Reichsversicherungsordnung angehören und «inen Beschäfti¬
gungsart nicht haben , tritt an Stelle des Beschäftigungsart »
der Wohnort . Bei Hausgewerbetreibenden ist - er Ort ihrer
eigenen Betriebsstätte ( 8 154 Abs . 2 der ReichSversicherungs-
ordnung ), bei den im Wandergewerbe Beschäftigten der Ort
maßgebend, bei deffen Ortspolizeibehörde der Wandergewerbe¬
schein beantragt worden ist (8 469 der Reichsversicherungsord-
nung ) .

An Stelle der Vertreter der Versicherten im Vorstand wähle»
bei den Ersatzkaffen, die örtliche Verwaltungsstellen haben ,die Geschäftsleiter der für den Bezirk des Versicherungsamt »
zuständigen örtlichen Verwaltungsstellen .

Die Festsetzung der Stimmenzahl der Wahlberechtigten er .
folgt in der gleichen Weise wie für die Wahlen der Bersiche-
rungvertreter als Beifitzer der Verficherungsämter und zwar
durch den Vorsitzenden des Versicherungsamts oder deffen

Stellvertreter (vergl . 88 4 ff. der Verordnung de» Ministeri¬
ums des Innern vom 34 . Januar 1914 — Gesetz- und Verord¬
nungsblatt Seite 31 —, die Wahlordnung für die Wahl der
Versicherungsvertreter als Beisitzer der Verficherungsämter
betr ., in der Faffung der Verordnungen vom 23. April 1914 —
Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 115 — vom 6. Juni 1914 —
Gesetz und Verordnungsblatt Seite 219 — und der demnächst im
Gesetz - und Berordungsblatt erscheinenden dritten Änderung
der erstgenannten Verordnung .

3 . Wahlbezirk ist das Land Baden .
4. Wählbar find volljährige Deutsche, die im WaUbezirk woh¬

nen. Als Vertreter der Versicherten ist nur wählbar , w« bei
der Landesverfiche rungsanftalt Basen versichert ist.

Nicht wählbar ist
a ) wer infolge strafgerichtlicher Verurteilung die Fähigkeit

zur Bekleidung öffentlicher Ämter verloren hat oder
wegen eines Verbrechens oder Vergehens, da» den Ver¬
lust dieser Fähigkeit zur Folge haben kann, verfolgt wird ,
falls gegen ihn das Hauptverfahren eröffnet iftz

d) wer infolge gerichtlicher Anordnung in - er Verfügung
über fein Vermögen beschränkt ist.

5 . Vorschlagsliste» für die Wahl der Berfichertrnmitglieder
des Ausschusses der KandesversicherungSanstalt Basen Wunen
bis zum

IS . Ja »««r 1923
bei dem Unterzeichneten Beauftragten des Arbeitsministeriums
für die Leitung der Wahl der Ausfchnßmitglieder der Landes -
verstcherungsanstalt Baden in Karlsruhe , Herrenst . 45a, einge-
reicht werden.

6. Auf den Vorschlagslisten für die Wahl der Versichertem
Mitglieder find die vorzuschlagenden Personen aus dem Ge¬
werbe und auS der Landwirtschaft getrennt zu bezeichnen.
Jede Vorschlagsliste soll die dreifache Zahl von Bewerbern aus
dem Gewerbe und aus der Landwirtschaft ersthalten, die nach
oben I Ziffer 1 zu wählen find. Smnit soll jede Vorschlags¬
liste 30 Bewerber aus dem Gewerbe und 9 Bmoerber aus der
Landwirtschaft enthalten . Es werden auch Vorschlagslisten zu.
gelassen, die nur Bewerber aus dem Gewerbe und nur auS
der Landwirtschaft enthalten . Bei der Ausrechnung des Wahl¬
ergebnisses werden di« Stellen der Versichertenmitglieder aus
dem Gewerbe und aus der Landwirtschaft und ihrer Ersatz-
männer unter die Vorschlagslisten nach dem Verhältnis der
Zahl der ihnen zugefallenen Stimmen verteilt werden und
zwar in der Reihenfolge der der Größe nach geordneten Höchst,
zahlen (vergl. 8 86 der Wahlordnung ) .

Die einzelnen Bewerber find unter fortlaufender Nummer
oder in sonst erkennbarer Reihenfolge aufzuführen und nach
Vor- und Zunamen , Beruf und Wohnort sowie unter Angabe
des Arbeitgeber» so deutlich zu bezeichnen, daß über ihre Per -
sönlichkeit kein Zweifel besteht.

Mit den Vorschlagslisten ist von jedem in den Listen Ge¬
nannten eine Erklärung darüber vorzulegen , daß er zur An-
nähme der Wahl bereit ist.

Die Vorschlagslisten dürfe» nicht miteinander verbunden
werden.

7. Die Vorschlagslisten für die Wahl der Berfichertenmit -
glieder müssen mindesten» von 6 Wahlberechtigten unter An¬
gabe ihres Berufs und ihrer Wohnung mit Bor- und Zu¬

namen unterschrieben sein. Ein Wahlberechtigter darf nur
«ine Wcchkvorschlagziist« unterschreiben.

Jede Vorschlagsliste soll mit einem Kennwort versehen sein ,da» sie von allen andern Vorschlagslisten deutlich unterscheidet.
Trägt eme Vorschlagsliste kein Kennwort , so gilt der Name
de» darin au erster Stelle genannten Bewerbers als Kennwort
der Vorschlagsliste.

8. Auf jeder Vorschlagsliste für die Wahl der Versicherte».
Mitglieder soll ein Vertrauensmann (Listenvertreter ) und ei»
Stellvertreter benannt werden, der zur Abgabe von Erklärun¬
gen gegenüber dem Wahlleiter oder seinem Beauftragten be¬
vollmächtigt ist. Fehlt dies« Benennung , so gilt der erste Un.
terzeichner al » Vertrauensmann , der zweite als fein Stellver¬
treter .

Erklärt mehr als die Hälfte der Unterzeichner einer Vor¬
schlagsliste schriftlich , daß der Vertrauensmann oder fein
Stellvertreter durch einen anderen ersetzt werden soll, so tritt
hieser an die Stelle des ftüheven Vertrauensmannes , sobald
die Erklärung dem Wahlleiter zugeht.

9. Der Wahlleiter entscheidet über die Zulassung der
Vorschlagslisten. Nicht zugelaffen werden Vorschlagslisten, dis
verspätet eingeveicht sind. Das gleiche gilt für solche Listen,die nicht mindestens 6 gültig « Unterschriften tragen , oder auf
denen die Bewerber nicht in erkennbarer Reihenfolge aufge-
führt sind . Enthält eine Vorschlagsliste weniger als die vor»
geschriebene Zahl von Bewerbern , so wird sie dadurch nicht
ungültig .

10. Die Wahlvorschläge können bis zum 14. Tag vor der
Wähl geändert oder zurückgenommen werden . Die gültigen
Vorschlagslisten werden von mir gleici ^ eitig mit dem Kenn-
wort spätestens am 6. Tag vor dem Wahltag in der Karlsruher
Zeitung (Staatsanzeiger ) veröffentlicht werden.

11 . Wird nur eine Vorschlagsliste zugelassen, so gelten die
in chr vorgeschlagenen Bewerber in der Reihenfolge der Liste
als gewagt , ohne daß eine Wahl stattzufinden hat.

18. Die Vorsitzenden der Verficherungsämter bestimmen die
Stellen , bei denen die Stimmzettel abzugeben find . Sie oder
ihre Stellvertreter eröffnen und schließen die Wahlhandlung .
Zum Wahlraum haben nur Wahlberechtigte Zutritt .

Die Wähler haben sich auf Verlangen des Wahlleiters oder
seines Beauftragten über chre Wahlberechtigung auSzuwerfen.
Als Ausweis genügt in der Regel die Vorlage der den Wcchl.
berechtigten noch zugehenden Aufforderung (8 7 der Wahlord¬
nung ) .

Das Wahlrecht wird in Person und durch Abgabe eine»
Stimmzettels auSgeübt . Die Stimmzettel sind außerhalb de»
Wahlraums handschriftlich oder durch Vervielfältigung her¬
zustellen.

Der Wähler kann seine Stimme nur für «ine der zugelasse-
neu Vorschlagslisten abgeben. Es darf nur für unveränderte
Vorschlagslisten gestimmt werden . Al» verändert gelten auch
fcäche Vorschlagslisten, in denen die Reihenfolge der Vorge¬
schlagenen geändert ist. Der Stimmzettel muß entweder die
Ordnungsnummer oder das Kennwort der Vorschlagsliste ent¬
halten . An Stelle dieser Bezeichnungen oder neben ihnen kön-
iren in dem Stimmzettel die Namen der in einer der zugelas-
senen Vorschlagslisten eingetragenen Bewerber in deren Rei-
henfolge aufgeführt werden.

Ungültig sind Stimmzettel :
a ) die verspätet abgegeben werden»
b ) deren Achalt zweifelhaft ist,
c) die eine Abweichung von den zugelassenen Vorschlag»,

listen oder
d) die eine Verwahrung oder einen Vorbehalt enthalten

über
e) die ein Merkmal haben» das di« Absicht einer Kennzeich¬

nung wahrscheinlich macht , oder
k) die nicht unter Benutzung der den Wahlberechtigten noch

zugehenden Wahlumschläge abgegeben werden .
13. Im übrigen rfWb auf die bei den Verficherungsämter »

bei der Landesversicherungsanstalt Baden oder bei mir einzu¬
sehende, vom Reichsversicherungsamt erlaffene Wahlordnung
für die Wahl der Mitglieder der Ausschüsse der Landesversichr-
rungSanstalten (88 1351 ff . der Reichsversicherungsordnung id
der Fassung des Gesetzes vom 13 . April 1923 — Reichsgesetz¬
blatt I Seite 455 — vom 18 . September 1923 — Amtlich«
Nachrichten des Reichsversicherungsamts, 38, Jahrgang Heft 9
Seite 410 —) hingewiesen.

Karlsruhe , den 28. November 1922 .
Der Beauftragte

de» ArbeitsmiuisteriumS für die Leitung der Wahl der Mit¬
glieder de» AuSschuffrS der LandeSversicheruugSanstalt Bade» ,

von Babo .

Badisches Landestheater «
Donnerstag , 30. Nov . 6l/j — IO1/* Uhr . 250 Mk.
Abonn . D 8. Th .-Gem . B.V .B. Nr . 2301 —2500-

Hamlet .

I

. . - -"rminiiTTiTriTiiiTiTiiiiriiiiiiiiMHiiiiiiniimiiiiiiiiiiiiiiiiiJ
in bewährter Güte
und reicher Auswahl
zu angemessenen Preisen
gegen Barzahlung
oder auf Teilzahlung .

» 937

Eigene VerhtufestoHen :
KARLSRUHE , Karlfriedrichstr. 22
FREIBURG , Kaiserstr. 27
BRUCHSAL , Gewerbehalle a. Markt
PFORZHEIM Theaterstr . 15
OFFENBURG , Steinstr . 2
MOSBACH , Hauntstr. 12
SINGEN a. H . , Scfaeffelstr. 25
KONSTANZ, Roflgartenstr. 31

! BADISCHER BAUBUND SB;
| Gemeinnütziger Mlbelvertrieb
| Tttepha. 5157. XSPlSNÄlv tm RmuMtplatz.

. . . — r - TTminmiiiiiniiiiimiiiiiiiiiiiiiwiiiiiirmiiMiiiiiiiiiiimi

OetoBrelcke A
StttBdcfl
▼erschafft

.dWT Groüe
AtW Amwahl

Varsand nach
allen Stationen .

H. Maurer
Karlsruhe 1. B .
Kaiserstr « 176 «

Kataloge und Schriften über
das Harmonium kostenlot .

SaföblKnt

SduidiBitmffi .
Wir vergebendie Arbeiten

zu einer Brigachverlegung
oberhalb der Station Kir-
nach - Billingen beiL 245
lfdm Stollenausbruch 4,00/
2,56 m lichte Weite, 1800
cdmErd -und Felsbewegung
und 800 qm Bachpflaster.
Zeichnungen. Bedingungen
und AngwotSformulare lie-
gen bei uns auf ; kein Ver¬
sandt nach auswärts . An¬
gebote sind bis längstens
Mittwoch , bat 20. Dezember
1922 , vormittagS .bei uns ein-
zureicheu. Zuschlagsfrist 10

Wir sind stets Ab¬
nehmer von

Tage . Q .S7
Villinaen , den 27. Nov. 1922.

Bahabaumsprktia».

Weichblei
» . ftmuföt MWrscknti

nt Stritt , Karlsruhe ,
ÜaWedrtW . li

« St »r » rrk » tzr
fch» rh . Ubrr - imS »

— Sdtwtit .
Auf 1. Dez. 22 tritt der

neue schwetz Ausnahme
tarif 18 für Linoleum in
Kraft . Ferner erscheintzum

St3irfsfeArfßjft 3d 11 .
Wir suchen zum bald-

müglichsten Eintritt einen
jüngeren , tüchtigen B .15

QuirfgMfn .
Besoldung je nach Lei¬

stung und Vorbildung nach
Gruppe V oder VT.

'
Zell i . SB, 25. Rov. 1922.

Der BerwaltungSrat.

AL 18 für Holz Nachtrag
I . — AuSn. Tarif 2 für leb .
Pflanzen wird in Anhang
Bafel ufw. — Schwetz auf »
genommen.dieTaxzuschläge
für Basel Bad . Bf . werden
geändert . Näheres in un¬
ferm Tarifanzeiger . 0 .36
Karlsruhe , den 28.8?oöJ922 .

ReichSbohodirektio ».

Zentral -Güterre chts-Register für Bade «
Beben. P .S51

GüterrechtSregistereln -
trag Band II Seite 431 :
Dr . Rudolf Lander , Bank¬
beamter in Baden -Baden ,
und Maria geh. Sucher .
Vertrag vom 28. Oktober
1922 . Errungenfchastsge -
meinschast. VbrbehaltSgur
der Frau ist das in 8 3
Ziffer 1 und 2 des Ver¬
trags bezeichnet « Einbrin¬
gen derselben, sowie alles ,
was dieselbe von TodeS
wegen ob« mit Rücksicht
auf ein künftiges Erbrecht
durch Schenkung oder als
Ausstattung von ihren El¬
tern erwirbt .

Baden , 16. Nov. 1923.
Der GrrichtSschreiber de»

Amtsgericht».

Durlach . Güterrechtsre¬
gister. Eingetragen am 21.
November 1928. Geld¬
schmidt , Gustav Martin
Hermann , Schlosser tn
Durlach - Aue, und Anna
geh. Birk . Berttag vom 10.
November 1988. Güter¬
trennung . Amtsgericht.

Mannheim . P .926
Zum Güterrechtsregister

Band XV O^Z. 18 wur¬
de heute eingetragen ?
Dahm, Jakob , Kaufmann
und Erna geb. Hamm m
Mannheini . Der Mann

hat das der Frau gemäß
8 1357 BGB . zustehende
Recht , innerhalb ihres
häuslichen Wirkungskrei-
es die Geschäfte des Man¬
nes für ihn zu besorgest
und ihn zu vertreten , aus¬
geschlossen.
Mannheim, 22 . Rov. 1922 .
Bad. Amtsgericht B.G. 4.

Neustadt. O .8
Zum Güterrechtsregister

Band I Seite 270 wurde
heute eingetragen : Kon-
rad Karl Ernst BoruS,
Artist in Titisee-Hinter -
zarten und Paulina gebo-
rene Mayer . Die Verwal¬
tung und Nutznießung des
Ehemannes ist durch Ur¬
teil vom 10. Mai 1928
aufgehoben.

Neustadt i. Schwarzw .,
den 20. November 1922 .
Der GerichtSschreiber de»

Amtsgericht».

Schwetzingen . O .9
Güterrechtsregisteretn -

traq Band I Seite 403 :
Rinkles, Heinrich DT.,
Landwirt in Schwetzingen,
und Barbara geb . Guld-
ner . Vertrag vom 17. No-
vember 1922 . Gütertten »
nung .

Schwetzingen»
den 24 . November 1922.

Bad . Amtsgericht 2.

Rastatt . P .971
In das GüterrechtSregl-

ster wurde heute eingetra¬
gen : Gerber , Ludwig, Ma -
schinenarbeiter, und Jda
geborene Kühn in Rastatt .
Vertrag vom 15. Novem¬
ber 1922 . Gütertrennung
gemäß 88 1426 ff. BGB .
unter Aufhebung der Ver¬
waltung und Nutznießung
des ManneS an dem Mer-
mögen der Ehefrau .

Rastatt . 21 . Nov. 1922 .
Amtsgericht.

Triberg . P .S72
Güterrechtsregister Seite

500 : Robert Herr , Bild-
hauevmeister in Schonach,
und Frieda geb . Kämme¬
rer . Vertrag vom 9 . No¬
vember 1922 . Errungen¬
schaftsgemeinschaft mit
Vorbehaltsgut der Frau .

Triberg , 22. Nov. 1922 .
Der Gerichtsschreiver
Bop. Amtsgerichts .

Weinhei« . P .S70
GüterrechiSregisterein -

trag Band I Seite 456 :
Mafeugard , Johann Mar -
tin , Fabrikarbeiter in Hed¬
desheim, und Eva Mar¬
gareta geb . Menz verw.
Lutz . Berttag vom 10. No¬
vember 1922 . Gütertten -
nung . _ _
Weinheim, 22. Nov. 193»

Amtsgericht 1.

t
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